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1. Einleitung und Fragestellung 

Diese Ausarbeitung skizziert den europarechtlichen Rahmen für die Einführung von erhöhten 
Mautgebühren für schwere Nutzfahrzeuge. Dabei werden die Besonderheiten bei der Benutzung 
von Brücken, Tunnels und Gebirgspässen sowie stauanfälligen Strecken dargestellt.  

Hintergrund sind die besonderen Mauttarife für die Benutzung der Autobahn über den Brenner-
pass in Österreich (Brennerautobahn). Kraftfahrzeuge bis 3,5 Tonnen zulässiges Gesamtgewicht 
(PKW, Motorräder und leichte Wohnmobile) benötigen für die Benutzung von Autobahnen und 
Schnellstraßen in Österreich eine kostenpflichtige Vignette.1 Auf der Brennerautobahn gilt diese 
Vignettenpflicht nicht. Dafür ist eine Streckenmaut zu entrichten.2 Für Kraftfahrzeuge mit einem 
zulässigen Gesamtgewicht von über 3,5 Tonnen (LKW, Busse und schwere Wohnmobile) ist auf 
den Autobahnen und Schnellstraßen in Österreich die „GO-Maut“ zu entrichten3. Diese Fahr-
zeuge müssen mit der sogenannten GO-Box ausgestattet sein. Die Box registriert über ein Mikro-
wellensignal jede Durchfahrt unter einem Mautportal. Die EURO-Emissionsklasse, die zurückge-
legten Kilometer und die Anzahl der Achsen des Fahrzeugs bestimmen den Mauttarif.4 Für den 
Brennerpass gilt ein erhöhter Tarif.5  

Zur Verhinderung von Staus auf der Brennerautobahn ist in Tirol eine Blockabfertigung von 
LKWs eingeführt worden.6 Auch auf den deutschen Autobahnabschnitten des Verkehrskorridors 
nach Italien, d. h. insbesondere auf der A8 zwischen München und dem Autobahndreieck Inntal 
sowie auf der Inntalautobahn A93 kommt es häufig zu Staus.7 Die Benutzung von Bundesfern-
straßen durch LKW ist auch in Deutschland mautpflichtig.8 Es stellt sich die Frage, inwieweit 
auch auf der deutschen Seite des Verkehrskorridors erhöhte Mauttarife für LKW – insbesondere 
zur Vermeidung von Staus – eingeführt werden könnten. Die genannte Blockabfertigung in Tirol 

 

1 Vgl. hierzu https://digitale-vignette-online.at/de/brenner-maut-oesterreich sowie https://www.asfinag.at/maut-
vignette/. 

2 Hintergrund ist Art. 7 Abs. 4 S. 1 der Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. Juni 1999 über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung von Straßeninfrastrukturen durch Fahrzeuge, 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:01999L0062-20220324. Danach dürfen die 
Mitgliedstaaten für die Benutzung ein und desselben Straßenabschnitts nicht gleichzeitig Maut- und Benut-
zungsgebühren erheben. Der Preis für die Vignette ist eine „Benutzungsgebühr“. Zu den Begriffen „Maut“ und 
„Benutzungsgebühr“ vgl. unten unter Abschnitt 2.2. 

3 Vgl. https://www.asfinag.at/maut-vignette/go-maut/. 

4 https://www.go-maut.at/. 

5 https://www.asfinag.at/maut-vignette/go-maut/. 

6 Vgl. z. B. https://www.spiegel.de/wirtschaft/brenner-route-italien-verklagt-oesterreich-wegen-blockabfertigung-
a-c44b9e44-6319-4f32-8277-3347e8117ab9; https://www.adac.de/news/aktuelle-blockabfertigung/. 

7 https://www.stmb.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2022/129a/index.php.  

8 In Deutschland gilt eine Mautpflicht für Lkw und Fahrzeugkombinationen ab einem zulässigen Gesamtgewicht 
von 7,5 t auf Bundesfernstraßen, vgl. hierzu § 1 Bundesfernstraßenmautgesetz (BFStrMG), https://www.gesetze-
im-internet.de/bfstrmg/BJNR137810011.html; https://www.balm.bund.de/DE/Themen/Lkw-Maut/Mautta-
belle/mauttabelle_node.html.  

https://digitale-vignette-online.at/de/brenner-maut-oesterreich
https://www.asfinag.at/maut-vignette/
https://www.asfinag.at/maut-vignette/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:01999L0062-20220324
https://www.asfinag.at/maut-vignette/go-maut/
https://www.go-maut.at/
https://www.asfinag.at/maut-vignette/go-maut/
https://www.spiegel.de/wirtschaft/brenner-route-italien-verklagt-oesterreich-wegen-blockabfertigung-a-c44b9e44-6319-4f32-8277-3347e8117ab9
https://www.spiegel.de/wirtschaft/brenner-route-italien-verklagt-oesterreich-wegen-blockabfertigung-a-c44b9e44-6319-4f32-8277-3347e8117ab9
https://www.adac.de/news/aktuelle-blockabfertigung/
https://www.stmb.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2022/129a/index.php
https://www.gesetze-im-internet.de/bfstrmg/BJNR137810011.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bfstrmg/BJNR137810011.html
https://www.balm.bund.de/DE/Themen/Lkw-Maut/Mauttabelle/mauttabelle_node.html
https://www.balm.bund.de/DE/Themen/Lkw-Maut/Mauttabelle/mauttabelle_node.html
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ist nicht Gegenstand der folgenden Betrachtung. Die Ausarbeitung enthält auch keine Prüfung 
der Grundfreiheiten (z. B. Warenverkehrsfreiheit).  

2. Wegekostenrichtlinie 

2.1. Anwendungsbereich 

Bei der Erhebung von Straßennutzungsgebühren müssen die Mitgliedstaaten die Richtlinie 
1999/62 EG des Europäischen Parlaments und des Rates9 (Wegekostenrichtlinie10), zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie (EU) 2022/36211, einhalten. Nach Art. 1 Abs. 1 Buchst. b gilt die Richtli-
nie u. a. für Maut- und Benutzungsgebühren, die von Fahrzeugen erhoben werden. Eine solche 
Erhebung ist nach der Richtlinie nicht verpflichtend. Entscheidet sich jedoch ein Mitgliedstaat 
für Straßennutzungsgebühren, muss er die Richtlinie einhalten (Art. 7 Abs. 1).12 

2.2. Gebührenarten 

2.2.1. Maut  

Die Richtlinie sieht unterschiedliche Gebührentatbestände vor.  

„Mautgebühr“ bezeichnet nach Art. 2 Abs. 1 Nr. 7 „eine für eine Fahrt eines Fahrzeugs auf einem 
bestimmten Verkehrsweg zu leistende Zahlung, deren Höhe sich nach der zurückgelegten Weg-
strecke und dem Fahrzeugtyp richtet […]. [Sie] beinhaltet eine oder mehrere der folgenden Ge-
bühren:  

a) eine Infrastrukturgebühr;  
b) eine Staugebühr; oder  
c) eine Gebühr für externe Kosten“.13 

Bei einer Infrastrukturgebühr handelt es sich um „eine Abgabe zur Anlastung der infrastruktur-
bezogenen Bau-, Instandhaltungs-, Betriebs- und Ausbaukosten, die in einem Mitgliedstaat ent-
stehen“ (Art. 2 Abs. 1 Nr. 7). „Staugebühr“ meint „eine Abgabe, die von Fahrzeugen zur Anlas-

 

9 Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 1999 über die Erhebung von 
Gebühren für die Benutzung von Straßeninfrastrukturen durch Fahrzeuge, https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:01999L0062-20220324. 

10 Teilweise auch „Eurovignetten-Richtlinie“ genannt. 

11 Richtlinie (EU) 2022/362 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Februar 2022 zur Änderung der 
Richtlinien 1999/62/EG, 1999/37/EG und (EU) 2019/520 hinsichtlich der Erhebung von Gebühren für die Benut-
zung bestimmter Verkehrswege durch Fahrzeuge, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=-
CELEX:32022L0362. 

12 Finnland ist zurzeit noch der einzige Mitgliedstaat, der keinerlei Straßenbenutzungsgebühren erhebt. Vgl. dazu 
https://transport.ec.europa.eu/transport-modes/road/road-charging_de?etrans=de (Abbildungen). 

13 Hervorhebungen hier und im Folgenden durch den Verfasser dieser Ausarbeitung. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:01999L0062-20220324
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:01999L0062-20220324
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0362
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0362
https://transport.ec.europa.eu/transport-modes/road/road-charging_de?etrans=de
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tung der in einem Mitgliedstaat entstehenden staubedingten Kosten und zur Staureduzierung er-
hoben wird“ (Art. 2 Abs. 1 Nr. 14). Die „Gebühr für externe Kosten“ dient der „Anlastung der 
Kosten, die durch einen oder mehrere der folgenden Faktoren entstehen:  

a) verkehrsbedingte Luftverschmutzung,  
b) verkehrsbedingte Lärmbelastung oder  
c) verkehrsbedingte CO2-Emissionen“ (Art. 2 Abs. 1 Nr. 9).  

2.2.2. Benutzungsgebühr 

Die Benutzungsgebühr ist „eine zu leistende Zahlung, die während eines bestimmten Zeitraums 
zur Benutzung der in Art. 7 Abs. 1 und 2 genannten Verkehrswege durch ein Fahrzeug berech-
tigt“ (Art. 1 Abs. 1 Nr. 16). Sie muss im Verhältnis zur Dauer der Benutzung der betreffenden 
Verkehrswege stehen (Art. 7a Abs. 1).  

2.3. Anknüpfungspunkte für erhöhte Tarife  

2.3.1. Erhöhte Infrastrukturkosten 

Art. 7b der Richtlinie beschreibt die Anlastung von Infrastrukturkosten über die Infrastrukturge-
bühr wie folgt: 

„(1) Die Infrastrukturgebühren für schwere Nutzfahrzeuge beruhen auf dem Grundsatz der 
Anlastung von Infrastrukturkosten. Die gewogenen durchschnittlichen Infrastrukturgebüh-
ren für schwere Nutzfahrzeuge müssen sich an den Baukosten und den Kosten für Betrieb, 
Instandhaltung und Ausbau des betreffenden Verkehrswegenetzes orientieren. Die gewoge-
nen durchschnittlichen Infrastrukturgebühren können auch eine Kapitalverzinsung 
und/oder eine Gewinnmarge zu Marktbedingungen umfassen.  

(2) Die berücksichtigten Kosten müssen sich auf das Netz oder den Teil des Netzes, in dem 
Infrastrukturgebühren für schwere Nutzfahrzeuge erhoben werden, und auf die gebühren-
pflichtigen Fahrzeuge beziehen. Die Mitgliedstaaten können beschließen, nur einen Pro-
zentsatz dieser Kosten anzulasten.“ 

Erhebt ein Mitgliedstaat eine gesonderte Maut für die Benutzung von Brücken, Tunneln und Ge-
birgspässen (vgl. Art. 7 Abs. 4 S. 2), also eine bestimmte Straßeninfrastruktur, sind deren Kosten 
für die Infrastrukturgebühr maßgeblich heranzuziehen. Sie ist dann als das „betreffende Ver-
kehrswegenetz“ im Sinne von Art. 7 b Abs. 1 anzusehen.14  

 

14 Vgl. Europäischer Gerichtshof, Urteil vom 26. September 2000, Rs. C-205/98, Rn. 130 ff., Kommission/Öster-
reich, https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=1999%252F62%252FEG&docid=45684&pa-
geIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1865587#ctx1. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=1999%252F62%252FEG&docid=45684&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1865587#ctx1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=1999%252F62%252FEG&docid=45684&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1865587#ctx1
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Dass die Infrastrukturkosten bei der Brennerautobahn, z. B. im Hinblick auf die starke Auslastung 
von Brücken und Straßen sowie witterungsbedingt, höher als in anderen Teilen des Verkehrs-
wegenetzes anzusetzen sind, erscheint naheliegend.15 Erhöhte Mautgebühren für diesen Strecken-
abschnitt dürften dem Grundsatz nach erhoben werden. Voraussichtlich wird sich die Situation 
von den Gegebenheiten auf dem deutschen Teil des Verkehrskorridors unterscheiden. Eine ab-
schließende Beurteilung kann hier angesichts der fehlenden Kenntnis der relevanten Kostenpara-
meter nicht erfolgen.  

2.3.2. Aufschlag 

Die Richtlinie räumt den Mitgliedstaaten auch die Möglichkeit ein, auf die Infrastrukturgebühr 
auf bestimmten Straßenabschnitten, die regelmäßig von Staus betroffen sind oder deren Nutzung 
durch Fahrzeuge erhebliche Umweltschäden verursacht, einen Aufschlag zu der Infrastrukturge-
bühr hinzuzurechnen (Art. 7f Abs. 1).  

Über ein solches Vorhaben müssen die Mitgliedstaaten zunächst die Kommission unterrichten. 
Weiterhin muss der Aufschlag die in Art. 7f Abs. 1 Buchst. a-e katalogartig aufgezählten Voraus-
setzungen erfüllen. Die Kommission kann die Gebührenpläne im Ausschussverfahren ablehnen, 
wenn sie der Auffassung ist, dass diese Voraussetzungen nicht eingehalten werden (Art. 7f 
Abs. 4).  

Art. 7f Abs. 1 Buchst. a sieht eine Zweckbindung für die durch den Aufschlag erzielten Mehrein-
nahmen vor:  

  „Die durch den Aufschlag erzielten Mehreinnahmen werden in den Ausbau von Verkehrs-
diensten oder den Bau oder die Instandhaltung derjenigen Verkehrsinfrastrukturen des 
transeuropäischen Kernverkehrsnetzes investiert, die unmittelbar zur Verringerung der betref-
fenden Verkehrsüberlastung bzw. der betreffenden Umweltschäden beitragen und auf dersel-
ben Verkehrsachse liegen wie der Straßenabschnitt, für den der Aufschlag gilt [.]“ 

Nach Art. 7f Abs. 1 Buchst. b darf ein solcher Aufschlag grundsätzlich nicht 15 % der berechne-
ten gewogenen durchschnittlichen Infrastrukturgebühren überschreiten. Ausnahmsweise gilt 
eine Grenze von 25 %, wenn die erzielten Einnahmen in grenzüberschreitende Abschnitte der 
europäischen Kernnetzkorridore gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1315/201316 investiert werden. 
Erheben jedoch zwei oder mehrere Mitgliedstaaten in demselben Korridor einen Aufschlag, gilt 
Folgendes: „[Mit] Zustimmung aller Mitgliedstaaten, die Teil dieses Korridors sind und an Mit-
gliedstaaten angrenzen, in deren Hoheitsgebiet der Abschnitt des Korridors liegt, für den der Auf-
schlag gilt, [darf] ein Aufschlag von mehr als 25 %, aber nicht mehr als 50 % der gewogenen 
durchschnittlichen Infrastrukturgebühren erhoben werden.“ 

 

15 Siehe hierzu z. B. https://www.derstandard.de/story/2000136418973/wegen-brueckensanierung-droht-am-bren-
ner-ab-2025-das-verkehrschaos. 

16 Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 über Leit-
linien der Union für den Aufbau eines transeuropäischen Verkehrsnetzes und zur Aufhebung des Beschlusses 
Nr. 661/2010/EU, https://publications.europa.eu/resource/cellar/f277232a-699e-11e3-8e4e-01aa75ed71-
a1.0004.01/DOC_1.  

https://www.derstandard.de/story/2000136418973/wegen-brueckensanierung-droht-am-brenner-ab-2025-das-verkehrschaos
https://www.derstandard.de/story/2000136418973/wegen-brueckensanierung-droht-am-brenner-ab-2025-das-verkehrschaos
https://publications.europa.eu/resource/cellar/f277232a-699e-11e3-8e4e-01aa75ed71a1.0004.01/DOC_1
https://publications.europa.eu/resource/cellar/f277232a-699e-11e3-8e4e-01aa75ed71a1.0004.01/DOC_1
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Des Weiteren darf die Erhebung des Aufschlags nach Art. 7f Abs. 1 keine Benachteiligung des 
gewerblichen Verkehrs gegenüber anderen Verkehrsteilnehmern zur Folge haben (Art. 7f Abs. 1 
Buchst. c). Zudem darf kein Aufschlag erhoben werden, wenn für denselben Streckenabschnitt 
bereits eine Staugebühr (Art. 1 Abs. Nr. 14 und 7da, siehe unten unter Abschnitt 2.3.3.) vorgese-
hen ist (Art. 7f Abs. 5).  

Die Autobahnabschnitte auf der A8 zwischen München und dem Autobahndreieck Inntal sowie 
auf der Inntalautobahn A93 sind Teil eines Kernnetzkorridors (Pat Cox) im Sinne der Verordnung 
(EU) Nr. 1315/2013.17 Auf diesen Abschnitten soll es regelmäßig zu einem weitaus erhöhten Ver-
kehrs- und Stauaufkommen kommen.18 Insoweit erscheint es denkbar, diesen Teil des Korridors 
als Straßenabschnitt im Sinne des Art. 7f Abs. 1 in Betracht zu ziehen. Inwieweit sämtliche Vo-
raussetzungen des Art. 7f Abs. 1 vorliegen, z. B. im Hinblick auf das Verbot der Benachteiligung 
des gewerblichen Verkehrs, kann an dieser Stelle jedoch nicht beurteilt werden. Hierzu müssten 
alle für die Einzelfallprüfung relevanten Parameter vorliegen.  

2.3.3. Staugebühr 

Nach Art. 7da der Richtlinie können die Mitgliedstaaten auf stauanfälligen Abschnitten ihres 
Straßennetzes eine Staugebühr einführen. Diese Vorschrift ist durch die Richtlinie (EU) 2022/362 
in die Wegekostenrichtlinie eingefügt worden.19 Die Vorgaben an die Höhe der Gebühr ergeben 
sich aus Art. 7da i. V. m. Anhang V und VI. Vor der Festsetzung der Gebührenhöhe muss das Ri-
siko einer Verkehrsverlagerung und anderer nachteiliger Auswirkungen auf die Verkehrssicher-
heit, die Umwelt und die Stauneigung sowie von Lösungen zur Abfederung dieser Risiken ge-
prüft werden (Anhang V Nr. 2). Wird eine Staugebühr erhoben, so muss sie für schwere und 
leichte Fahrzeugkategorien gleichermaßen gelten (Art. 7da Abs. 3 S. 1). Die Erwägungsgründe20 
erläutern die Vorschriften wie folgt:  

„(37) Staus im Straßenverkehr, zu denen alle Kraftfahrzeuge in unterschiedlichem Maße 
beitragen, verursachen Kosten in Höhe von ungefähr 1 % des Bruttoinlandsprodukts. Ein 
beträchtlicher Teil dieser Kosten entfällt auf Staus im außerstädtischen Verkehr. Deshalb 
sollte es gestattet sein, eine besondere Staugebühr zu erheben, sofern sie gleichermaßen für 
schwere und leichte Fahrzeugkategorien gilt. Da kollektive Verkehrsmittel, das heißt Klein-

 

17 https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/infrastructure-and-investment/trans-european-transport-net-
work-ten-t/scandinavian-mediterranean-corridor_en; https://www.brennernordzulauf.eu/files/downloads/Scan-
Med_AllgTeil_DT__WEB.pdf. 

18 Siehe hierzu z. B. https://www.stmb.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2022/129a/index.php. 

19 Richtlinie (EU) 2022/362 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Februar 2022 zur Änderung der 
Richtlinien 1999/62/EG, 1999/37/EG und (EU) 2019/520 hinsichtlich der Erhebung von Gebühren für die Benut-
zung bestimmter Verkehrswege durch Fahrzeuge, https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0362. 

20 Erwägungsgründe 37 und 39 der Richtlinie (EU) 2022/362 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. 
Februar 2022 zur Änderung der Richtlinien 1999/62/EG, 1999/37/EG und (EU) 2019/520 hinsichtlich der Erhe-
bung von Gebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrswege durch Fahrzeuge, https://eur-lex.europa.eu/le-
gal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0362. 

https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/infrastructure-and-investment/trans-european-transport-network-ten-t/scandinavian-mediterranean-corridor_en
https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/infrastructure-and-investment/trans-european-transport-network-ten-t/scandinavian-mediterranean-corridor_en
https://www.brennernordzulauf.eu/files/downloads/ScanMed_AllgTeil_DT__WEB.pdf
https://www.brennernordzulauf.eu/files/downloads/ScanMed_AllgTeil_DT__WEB.pdf
https://www.stmb.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2022/129a/index.php
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0362
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0362
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0362
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0362
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busse und Kraftomnibusse, potentiell zur Verringerung von Staus beitragen, können Mit-
gliedstaaten diese Verkehrsmittel von der Staugebühr ausnehmen. Damit die Gebühr greift 
und verhältnismäßig ist, sollte sie auf der Grundlage der Grenzkosten von Verkehrsstaus 
berechnet und nach Ort, Zeitpunkt und Fahrzeugklasse differenziert werden.  

[…] 

(39) Staugebühren sollten in verhältnismäßiger Weise die tatsächlichen Kosten widerspie-
geln, die ein Fahrzeug anderen Verkehrsteilnehmern direkt und der Gesamtgesellschaft in-
direkt verursacht. Um zu verhindern, dass solche Gebühren den freien Personen- und Wa-
renverkehr unverhältnismäßig behindern, sollten sie auf bestimmte Beträge begrenzt wer-
den, die den sozialen Grenzkosten von Verkehrsstaus bei nahezu vollständiger Auslastung 
entsprechen, d. h., wenn sich das Verkehrsaufkommen der Aufnahmekapazität der Straße 
nähert. Aus demselben Grund sollte keine Staugebühr in Kombination mit einer nach Ta-
geszeit, Wochentag oder saisonal differenzierten Infrastrukturgebühr erhoben werden, um 
die Staubildung zu reduzieren. Um mit Staugebühren die bestmögliche positive Wirkung 
zu erzielen, sollten die entsprechenden Einnahmen für Projekte verwendet werden, mit de-
nen die Ursachen des Problems bekämpft werden.“ 

Inwieweit die Anwendung von Art. 7da für die genannten Autobahnabschnitte erhöhte Gebühren 
rechtfertigen kann, wäre anhand aller relevanten Umstände des Einzelfalls zu beurteilen.  

2.4. Grafischer Überblick  

Die oben skizzierte Gebührenstruktur der Wegekostenrichtlinie lässt sich z. B. wie folgt grafisch 
darstellen (eigene Grafik): 

 

*** 
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